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Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 
Hinweisblatt für die Beantragung von Leistungen nach dem SGB II 
 
 
Diese Hinweise sollen Sie vor Risiken schützen und Schaden von Ihnen fernhalten, der wegen gesetzlich vorgesehener 
Folgen eintreten kann, wenn Sie Verpflichtungen nicht beachten. 
 
Antragstellung 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, zur Eingliederung in Arbeit, für Lernförderung im Rahmen der Leistungen für 
Bildung und Teilhabe sowie Leistungen bei besonderem unabweisbarem Bedarf, für Erstausstattungen, Anschaffungen und 
Reparaturen müssen Sie jeweils gesondert beantragen. Für Tage vor der Antragstellung können Leistungen nicht bewilligt 
werden. Der Antrag ist an keine Form gebunden. Sie können ihn also schriftlich, telefonisch, über den Online-Service oder 
auch persönlich stellen. Die erforderlichen Unterlagen können Sie notfalls auch später noch nachreichen. 
 
Aktive Mitwirkung 
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II setzen voraus, dass sowohl Sie als erwerbsfähiger 
hilfebedürftiger Leistungsbeziehender als auch die mit Ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen alle 
Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung Ihrer Hilfebedürftigkeit ausschöpfen. Als Leistungsbeziehender müssen Sie 
aktiv an Vermittlungsangeboten sowie an allen Förderangeboten zur Eingliederung in Arbeit, Weiterbildung oder 
Qualifizierung mitwirken. Sie sollen an der Feststellung Ihrer persönlichen Eignung und Ihrer Fähigkeiten mitwirken und 
gemeinsam mit Ihrem persönlichen Ansprechpartner Eingliederungsziele erarbeiten und im Kooperationsplan festschreiben. 
Die getroffenen Absprachen zum Eingliederungsziel und die wesentlichen Schritte zum Erreichen dieses Ziels müssen Sie 
einhalten. Kommt ein gemeinsamer Kooperationsplan nicht zustande oder halten Sie die im Kooperationsplan festgelegten 
Vereinbarungen nicht ein, erhalten Sie Aufforderungen zu Eigenbemühungen und Förderangebote per Verwaltungsakt. 
 
Zumutbarkeit von Arbeit 
Als Empfänger von Leistungen nach dem SGB II sind Sie verpflichtet, eine Erwerbstätigkeit in Vollzeit aufzunehmen. Auch die 
Beendigung einer bestehenden Erwerbstätigkeit (zum Beispiel Minijob, selbständige Tätigkeit) und der Wechsel in eine 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung wird von Ihnen verlangt, wenn dadurch Ihre Hilfebedürftigkeit nicht nur 
vorübergehend verringert oder beendet wird. Individuelle Zumutbarkeitsgründe werden berücksichtigt.  
 
Pflichtverletzungen, für die Sie keinen wichtigen Grund darlegen und nachweisen können, führen zu Leistungsminderungen. 
Ihr Regelbedarf wird um 30 % gemindert. Verweigern Sie die Aufnahme eines konkret vorliegenden und zumutbaren 
Arbeitsangebots, entfällt Ihr Regelbedarf vollständig.  
 
Alg-Aufstocker 
Für die vermittlerische Betreuung von Alg-Aufstockern, die neben Arbeitslosengeld oder Teilarbeitslosengeld auch Leistungen 
nach dem SGB II beziehen, ist die Agentur für Arbeit zuständig. Anträge auf Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach 
dem SGB III sind bei der Agentur für Arbeit Neuruppin, Trenckmannstraße. 15 in 16816 Neuruppin zu stellen. Leistungen zur 
Eingliederung nach dem SGB II sind ausgeschlossen. Es erfolgt keine förderrechtliche und vermittlerische Beratung durch das 
Jobcenter Ostprignitz-Ruppin. 
 
Umzug 
Bevor Sie einen Vertrag über eine neue Unterkunft abschließen, ist es notwendig, vom örtlich zuständigen Träger am 
Zuzugsort eine Einverständniserklärung für die künftigen Aufwendungen einzuholen.  
 
Vermögensfreibeträge 
Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden nur gezahlt, wenn Hilfebedürftigkeit vorliegt. D.h. Sie müssen 
zuerst eigene Mittel einsetzen, bevor Sie finanzielle Hilfe erwarten können. Zu den eigenen Mitteln gehören Einkommen und 
Vermögen im In- und Ausland. Von Ihrem Vermögen werden Vermögensfreibeträge abgesetzt. Es gelten vom Lebensalter 
abhängige Freibeträge pro Person der Bedarfsgemeinschaft: Bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres 5.000 Euro. Ab dem 
31. Lebensjahr 10.000 Euro. Ab dem 41. Lebensjahr 12.500 Euro. Ab dem 51. Lebensjahr 20.000 Euro. Der erhöhte 
Freibetrag gilt ab Beginn des Monats, in dem die jeweilige Altersgrenze erreicht wird. Die Übertragung ungenutzter 
Freibeträge zwischen den Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft ist möglich. 
 
Mitwirkungs- und Mitteilungspflicht 
Um Ihren Leistungsanspruch prüfen und feststellen zu können, kann auf Ihre Mitwirkung nicht verzichtet werden. Sie müssen 
alle Tatsachen angeben, die für die Leistung bedeutsam sind und im Antragsformular abgefragt werden. Sind Auskünfte dritter 
Personen erforderlich, sind auch diese Personen dem Jobcenter Ostprignitz-Ruppin zur Auskunftserteilung und Mitwirkung 
verpflichtet (z.B. Arbeitgeber, Banken, Sparkassen, Versicherungen, Unterhaltspflichtige, Partner der eheähnlichen 
Lebensgemeinschaft).  
Während der Zeit, für die Sie Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II erheben, sind Sie verpflichtet, sich nach 
Aufforderung persönlich zu melden und gegebenenfalls zu einer ärztlichen oder psychologischen Untersuchung zu 
erscheinen. Darüber hinaus sind Sie verpflichtet, unverzüglich und unaufgefordert alle Änderungen in Ihren persönlichen 
und/oder wirtschaftlichen Verhältnissen dem Jobcenter Ostprignitz-Ruppin mitzuteilen, die sich nachträglich zu den von Ihnen 
im Antrag gemachten Angaben ergeben. Dies gilt für Sie und die mit Ihnen zusammenlebenden Mitglieder der 
Bedarfsgemeinschaft. Dies betrifft z.B. 
 Arbeitsaufnahme (auch als Selbständiger oder mithelfender Familienangehöriger), Aufnahme Ausbildung/Studium, 
 Änderung der Einkommens-/Vermögensverhältnisse. Dies gilt auch, wenn Änderungen eintreten, die sich rückwirkend auf 

die Leistung auswirken können. 
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 Gutschrift von Erträgen aus Vermögen (z.B. Zinsen, Dividenden), Erzielung einer Erbschaft (z.B. in Form von Bargeld 
oder eines Hauses) oder Zufluss von Steuererstattungen, 

 Beantragung und Bewilligung von Renten oder sonstigen Leistungen, 
 Beantragung und Bewilligung von Elterngeld oder ähnliche Leistungen, 
 Änderung der Kosten der Unterkunft und Heizung, insbesondere Heiz- und Betriebskostenabrechnung, 
 Änderung der Anschrift: Sofern Kosten für Unterkunft und Heizung beantragt wurden bzw. erhalten werden, muss vor 

Umzug Kontakt mit dem zuständigen Jobcenter aufgenommen werden, das eine Zusicherung für die künftigen 
Aufwendungen und ggf. für die Übernahme der Umzugskosten abgeben muss. 

 Änderung der Bankverbindung, 
 Aus- oder Zuzug einer Person, 
 Änderung im Familienstand: Heirat oder Gründung einer (Lebens-)Partnerschaft, Trennung vom Ehegatten oder Lebens-

partner. 
 
Bitte benutzen Sie dafür die Veränderungsmitteilung über den eService des Jobcenters. 
 
Der eService des Jobcenters bietet auch einen Online-Briefkasten. Über den Online-Briefkasten 
können Sie mit dem Jobcenter in Kontakt treten und Ihr Anliegen mitteilen, z.B. die Absage Ihres 
Meldetermins. Sie können darüber auch Unterlagen einreichen, z.B. Ihre 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. 
 
Der eService des Jobcenters ist per Smartphone über den nebenstehenden QR-Code abrufbar: 
 
Achten Sie auf die Vollständigkeit und Richtigkeit Ihrer Angaben. Die Beachtung dieser Mitwirkungspflichten liegt besonders in 
Ihrem Interesse. Sollten Sie unvollständige bzw. falsche Angaben machen oder Änderungen nicht bzw. nicht unverzüglich 
mitteilen, müssen Sie gegebenenfalls zu Unrecht erhaltene Leistungen erstatten. Des Weiteren droht Ihnen ein 
Ordnungswidrigkeiten- oder Strafverfahren. Leistungsmissbrauch wird u.a. mit modernen Methoden der elektronischen 
Datenverarbeitung - auch in übergreifender Zusammenarbeit mit anderen Behörden und Trägern - aufgedeckt und mit 
Nachdruck verfolgt und geahndet, um die Gemeinschaft der Steuerzahler zu schützen. 
 
Kontoauszüge: Schwärzungshinweis  
Reichen Sie bitte keine Originalbelege, sondern Kopien ein. Auf Ihren Kontoauszügen (in Kopie) sind Schwärzungen bei 
Ausgabenbuchungen zulässig. Geschwärzt werden dürfen nur bestimmte Passagen des Empfängers und Buchungstextes. 
Der Zweck einer Überweisung, z.B. Vereinsbeitrag oder Versicherungsnummer, muss für die Prüfung durch das Jobcenter 
plausibel und erkennbar bleiben.  
Einnahmen dürfen Sie grundsätzlich nicht schwärzen. Zulässig ist nur die Schwärzung von Einnahmen mit sensiblen Daten. 
Hierzu gehören Angaben über ethnische Herkunft, politische Meinungen, Glauben, Gewerkschaftsmitgliedschaft, Gesundheit 
oder Sexualleben (Art. 9 Abs. 1 DSGVO). Erforderlich ist hier aber, dass ersichtlich bleibt, dass es sich bei der Schwärzung 
um geschützte Daten handelt. Dies kann gewährleistet werden, wenn bspw. bei einer Rückbuchung von 
Gewerkschaftsbeiträgen im Verwendungszweck das Wort Rückzahlung erkennbar bleibt. Bitte schwärzen Sie in Ihrem 
eigenen Interesse nicht Ihre Originalkontoauszüge, da diese sonst unter Umständen ihre Beweiskraft verlieren können. 
 
Kontoauszüge: Aufbewahrungspflicht 
Das Jobcenter kann Ihre Kontoauszüge für spätere Beweis-/Nachweiszwecke hinsichtlich ihres Inhalts erneut von Ihnen 
anfordern. Sie sind somit verpflichtet, Ihre Kontoauszüge aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beträgt 2 Jahre; bei nicht 
abgeschlossenen oder streitbefangenen Sachverhalten (Widerspruch, Klage) auch darüber hinaus bis zum Abschluss des 
Verfahrens. 
 
Erreichbarkeit und Ortsabwesenheit 
Als Leistungsbeziehender müssen Sie für das Jobcenter Ostprignitz-Ruppin erreichbar sein, so dass Sie Aufforderungen zu 
Vermittlungsvorschlägen und Förderangeboten unverzüglich Folge leisten können. Sie gelten als nicht erreichbar, wenn Sie 
drei aufeinanderfolgenden Meldeaufforderungen des Jobcenters nicht nachkommen. Folge der Nichterreichbarkeit ist die 
Aufhebung der bewilligten Leistungen nach dem SGB II. 
 
Vor einer Ortsabwesenheit von bis zu 3 Wochen im Jahr müssen Sie die Zustimmung des Jobcenters Ostprignitz-Ruppin 
beantragen (mind. fünf Werktage vorher). Halten Sie sich ohne vorherige Zustimmung außerhalb des Nahbereichs des 
Jobcenters-Ostprignitz Ruppin auf, entfällt für diese Zeit Ihr Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II.  
 
 
 
Datum: ____________________ 
 
 
Unterschrift/en der volljährigen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft (Vorname und Familienname): 
 

____________________________________________________________________________________________________ 

 

____________________________________________________________________________________________________ 

 


